Hintergrundinformationen in Kürze

Über 4000 Bürgerbegehren in Deutschlands Städten und Gemeinden seit 1990

und  über 150 Volksbegehren auf Landesebene zeigen, daß es schon eine äußerst lebendige Abstimmungspraxis gibt. 

Gemeinsam mit dem bundesweiten Verein „Mehr Demokratie e.V.“ initiiert der OMNIBUS immer wieder Volksbegehren auf Landesebene zur Verbesserung und Einführung der Direkten Demokratie. Das hat mit dazu geführt, daß es inzwischen in allen Bundesländern gesetzliche Regelungen für landesweite Volksabstimmungen und Abstimmungen auf der kommunalen Ebene gibt. 

Überall, wo es gelungen ist, die Direkte Demokratie zu verwirklichen, werden die Menschen aktiv. Langsam aber stetig wächst eine neue demokratische Kulturbewegung, die das Prinzip der Verantwortung und Selbstbestimmung aktiv ergriffen hat. Weitere Informationen finden Sie im Volksbegehrensbericht 2009
63,5 % der Bundestagsabgeordneten für Volksabstimmung

63,5 Prozent aller derzeitigen Bundestagsabgeordneten haben sich aufgrund einer Befragung  für die Einführung der VOLKSABSTIMMUNG auch auf Bundesebene ausgesprochen. Prominente Befürworter wie SPD-Geschäftsführer Thomas Oppermann und 

FDP-Geschäftsführer Jörg van Essen haben in der aktuellen Debatte bereits den Ausbau der Mitwirkungsrechte gefordert. Die Partei Die Linke und Bündnis90/Die Grünen befürworten seit Jahren  die Einführung der bundesweiten Volksabstimmung.

Die Organisation „Mehr Demokratie e.V.“ hatte 2009 die bundesweite Kampagne „Volksentscheid ins Grundgesetz“ gestartet. In diesem Zusammenhang wurden alle 622 Bundestagsabgeordneten nach ihrer Meinung zur Einführung bundesweiter Volksentscheide befragt. Auf http://www.volksentscheid.de/ergebnis/ ist ausführlich dokumentiert, daß einzig bei CDU/CSU die Volksentscheids-Gegner überwiegen. 

Um bundesweite Volksabstimmungen einzuführen, ist eine Zweidrittelmehrheit in Bundestag und Bundesrat nötig.
